
Verordnung 
des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales  

und Gesellschaftlichen Zusammenhalt  
zum Schutz vor dem Coronavirus SARS-CoV-2 und COVID-19 

(Sächsische Corona-Schutz-Verordnung – SächsCoronaSchVO) 

Vom 30. Oktober 2020 

Auf Grund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 des 
Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), von denen § 28 Absatz 1 Satz 
1 und 2 durch Artikel 1 Nummer 6 des Gesetzes vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587) neu 
gefasst worden ist, in Verbindung mit § 7 der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung 
und des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt 
zur Regelung der Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz und für die 
Kostenerstattung für Impfungen und andere Maßnahmen der Prophylaxe vom 9. Januar 2019 
(SächsGVBl. S. 83), der durch die Verordnung vom 13. März 2020 (SächsGVBl. S. 82) 
geändert worden ist, verordnet das Sächsische Staatsministerium für Soziales und 
Gesellschaftlichen Zusammenhalt: 

§ 1  

Grundsätze 

(1) Jeder wird anlässlich der Corona-Pandemie angehalten, die physisch-sozialen 
Kontakte zu anderen Menschen außer den Angehörigen des eigenen Hausstandes auf das 
absolut nötige Minimum zu reduzieren. Wo immer möglich, ist ein Mindestabstand zu anderen 
Personen von 1,5 Metern einzuhalten und sind weitere Maßnahmen zur 
Ansteckungsvermeidung zu beachten (Kontaktbeschränkung). Diese Grundsätze gelten für 
alle Lebensbereiche, einschließlich Arbeitsstätten. 

(2) Es wird über die Regelungen in § 3 hinaus dringend empfohlen, bei Kontakten im 
öffentlichen Raum eine Mund-Nasenbedeckung zu tragen, um für sich und andere das Risiko 
von Infektionen zu reduzieren. Dazu gehören auch regelmäßige Händehygiene und die 
Vermeidung des Hand-Gesichts-Kontaktes. Eltern und Sorgeberechtigte sollen dafür Sorge 
tragen, dass ihre Kinder oder Schutzbefohlenen diese Empfehlungen einhalten, sofern diese 
dazu in der Lage sind. Menschen mit Behinderung und solche mit gesundheitlichen 
Einschränkungen können, sofern sie nicht dazu in der Lage sind, auf das Tragen der Mund-
Nasenbedeckung verzichten. Es ist zulässig, im Kontakt mit hörgeschädigten Menschen, die 
auf das Lesen von Lippenbewegungen angewiesen sind, zeitweilig auf die Mund-
Nasenbedeckung zu verzichten. In geschlossenen Räumlichkeiten sollte regelmäßig gelüftet 
werden. Zur Verbesserung der Kontaktnachverfolgung zu infizierten Personen wird die 
Nutzung der Corona-Warn App des Bundes dringend empfohlen. 

(3) Es wird dringend empfohlen, generell auf private Reisen und Besuche – auch von 
Verwandten außer aus triftigen Gründen – zu verzichten. Dies gilt auch im Inland und für 
überregionale touristische Ausflüge. 

 

§ 2 

Kontaktbeschränkung, Abstandsregelung 

(1) Der Aufenthalt in der Öffentlichkeit ist nur mit Angehörigen des eigenen und eines 
weiteren Hausstandes bis insgesamt maximal zehn Personen gestattet. Private 
Ansammlungen, Zusammenkünfte, Veranstaltungen sowie Feiern in eigener Häuslichkeit 



sind mit Angehörigen des eigenen und eines weiteren Hausstandes bis insgesamt maximal 
zehn Personen oder mit insgesamt maximal fünf Personen gestattet. 

(2) In Einrichtungen und bei Angeboten nach § 5 ist der Mindestabstand von 1,5 
Metern einzuhalten. 

(3) Der Mindestabstand von 1,5 Metern sowie Absatz 1 gilt nicht in Einrichtungen der 
Kindertagesbetreuung, in Schulgebäuden und auf dem Gelände von Schulen, bei 
schulischen Veranstaltungen sowie bei Angeboten nach § 32 Achtes Buch 
Sozialgesetzbuch – Kinder- und Jugendhilfe - (SGB VIII) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), das zuletzt durch Artikel 3 
Absatz 5 des Gesetzes vom 9. Oktober 2020 (BGBl. I S. 2075) geändert worden ist. Der 
Mindestabstand oder alternative Schutzmaßnahmen können durch die Allgemeinverfügung 
des Staatsministeriums für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zur Regelung 
des Betriebs von Einrichtungen der Kindertagesbetreuung, von Schulen und 
Schulinternaten im Zusammenhang mit der Bekämpfung der SARS-CoV-2-Pandemie 
bestimmt werden. Satz 1 gilt entsprechend für Aus- und Fortbildungseinrichtungen die der 
berufsbezogenen, schulischen oder akademischen Ausbildung dienen.  

(4) Absatz 1 gilt nicht für Zusammenkünfte in Kirchen und Räumen von 
Religionsgemeinschaften zum Zwecke der Religionsausübung sowie für Beisetzungen. 

(5) Absatz 1 gilt nicht für Zusammenkünfte des Landtages, der Staatsregierung und 
der kommunalen Vertretungskörperschaften sowie der Behörden, Gerichte, 
Staatsanwaltschaften oder anderer Stellen, die öffentliche Aufgaben wahrnehmen, und 
Maßnahmen, die der Versorgung oder der Gesundheitsfürsorge der Bevölkerung dienen, 
sowie Zusammenkünfte von kommunalen Räten und von deren Ausschüssen und Organen 
sowie Nominierungsveranstaltungen von Parteien und Wählervereinigungen und 
notwendige Gremiensitzungen von juristischen Personen des privaten und öffentlichen 
Rechts, Betriebsversammlungen und Veranstaltungen der Tarifpartner. 

 

§ 3  

Mund-Nasenbedeckung 

(1) Eine Mund-Nasenbedeckung ist zu tragen: 

1. bei der Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel zur Personenbeförderung, 
einschließlich Taxis, oder regelmäßiger Fahrdienste zum Zweck der Beförderung zwischen 
dem Wohnort/der Wohnstätte und Einrichtungen von Menschen mit Behinderungen, 
pflegebedürftigen Menschen oder Patienten zu deren Behandlung,  

2. beim Aufenthalt in Groß- und Einzelhandelsgeschäften sowie Läden, 

3. beim Aufenthalt in Gesundheitseinrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1 des 
Infektionsschutzgesetzes sowie durch Beschäftigte ambulanter Pflegedienste bei der 
Ausübung der Pflege. Ausgenommen sind die konkreten Behandlungsräume sowie die 
stationär aufgenommenen Patienten am Sitzplatz zur Aufnahme von Speisen und 
Getränken und in ihren Zimmern; 

4. beim Besuch in Einrichtungen nach § 36 Absatz 1 Nummer 2 des 
Infektionsschutzgesetzes, 

5. beim Aufenthalt in allen für die Öffentlichkeit zugänglichen Räumlichkeiten mit 
regelmäßigem Publikumsverkehr: 

a)  in Einkaufszentren, Beherbergungsbetrieben (Verkehrs- und 
Gemeinschaftsflächen, Speiseräume bis zum Erreichen des Platzes) und öffentlichen 
Verwaltungen, 

b) in Banken, Sparkassen und Versicherungen, 



c) in allen gastronomischen Einrichtungen einschließlich Imbiss- und 

Caféangeboten zur und bei Lieferung und Abholung von mitnahmefähigen Speisen und 

Getränken, 

d) in Kirchen und Räumen von Religionsgemeinschaften mit Ausnahme der rituellen 
Aufnahme von Speisen und Getränken, 

e) in Aus- und Fortbildungseinrichtungen, die der berufsbezogenen, schulischen oder 
akademischen Ausbildung dienen sowie auf deren Gelände, mit Ausnahme des Unterrichts 
in den Musik- und Tanzhochschulen oder wenn der Mindestabstand von 1,5 Metern 
eingehalten wird, 

6. beim Aufenthalt in Schulgebäuden, auf dem Gelände von Schulen sowie bei 
schulischen Veranstaltungen; dies gilt nicht, 

a) wenn der Mindestabstand von 1,5 Metern eingehalten wird,   

b) für die Primarstufe,  

c) für Horte, 

d) im Unterricht für Schülerinnen und Schüler der Sekundarstufe I, 

e) im Unterricht an Förderschulen der Sekundarstufe I auch für Lehrkräfte und sonstiges 
im Unterricht eingesetztes Personal, 

f) im Unterricht der Werkstufe der Förderschulen mit dem Förderschwerpunkt geistige 
Entwicklung, 

g) im inklusiven Unterricht für die Förderschwerpunkte Hören und Sprache sowie 

h) zur Aufnahme von Speisen und Getränken im Schulgebäude und  

7. beim Aufenthalt an Haltestellen, in Bahnhöfen, in Fußgängerzonen, auf dem Sport 
und Spiel gewidmeten Flächen (ausgenommen Kinder bis zur Vollendung des zehnten 
Lebensjahres), auf Wochenmärkten und an Außenverkaufsständen. Dies gilt von 6.00 Uhr 
bis 24.00 Uhr. Ausgenommen sind die Fortbewegung ohne Verweilen mit 
Fortbewegungsmitteln und die sportliche Betätigung. 

(2) Ausgenommen von der Pflicht nach Absatz 1 sind Kinder bis zur Vollendung des 
sechsten Lebensjahres. Absatz 1 gilt nicht für das Personal, soweit andere 
Schutzmaßnahmen ergriffen wurden oder kein Kundenkontakt besteht. § 1 Absatz 2 Satz 
4 und 5 gilt entsprechend. Zur Glaubhaftmachung einer Befreiung von der Pflicht nach 
Absatz 1 genügt die Gewährung der Einsichtnahme in einen Schwerbehindertenausweis 
oder in ein ärztliches Attest. Insoweit kann aus infektionsschutzrechtlichen Gründen die 
Benutzung und der Aufenthalt nach Absatz 1 nicht versagt werden. Personen, die entgegen 
der nach Absatz 1 bestehenden Pflicht keine Mund-Nasenbedeckung tragen, ohne dass 
eine Ausnahme nach den Sätzen 2 bis 4 vorliegt, ist die Benutzung nach Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 Alternative 1 sowie der Aufenthalt nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 7 
untersagt. 

 

§ 4 

Schließung von Einrichtungen und Angeboten 

(1) Verboten sind die Öffnung und das Betreiben mit Ausnahme zulässiger 
Onlineangebote von: 

1. Aus- und Fortbildungseinrichtungen, die nicht der berufsbezogenen, schulischen oder 
akademischen Ausbildung dienen, 

2. Freibädern, Hallenbädern, Kurbädern, Thermen soweit es sich nicht um 
Rehabilitationseinrichtungen handelt  



3. Dampfbädern, Dampfsaunen und Saunen, 

4. Fitnessstudios und ähnlichen Einrichtungen, soweit sie nicht medizinisch notwendiger 
Behandlungen dienen, 

5. Spielhallen, Spielbanken, Wettannahmestellen und ähnlichen Einrichtungen, 

6. Anlagen und Einrichtungen des Freizeit- und Amateursportbetriebs mit Ausnahme 
des Individualsports allein, zu zweit oder mit dem eigenen Hausstand und des 
Schulsports. Dies gilt nicht für das für Individualsportarten organisierte Training sowie 
deren Sportwettkämpfe ohne Publikum sowie für Sportlerinnen und Sportler,  

a) für die ein Arbeitsvertrag besteht, der sie zu einer sportlichen Leistung gegen ein 
Entgelt verpflichtet und dieses überwiegend zur Sicherung des Lebensunterhalts 
dient, oder 

b) die dem Bundeskader (Olympiakader, Perspektivkader, Nachwuchskader 1) und 
Nachwuchskader 2 des Deutschen Olympischen Sportbundes oder dem 
Spitzenkader des Deutschen Behindertensportverbandes angehören oder die Kader 
in einem Nachwuchsleistungszentrum im Freistaat Sachsen; 

7. Freizeit-, Vergnügungsparks, botanische und zoologische Gärten, Tierparks, 
Angeboten von Freizeitaktivitäten, 

8. Volksfesten, Jahrmärkten, Weihnachtsmärkten, 

9. Diskotheken, Tanzlustbarkeiten, 

10. Messen, Tagungen und Kongressen, 

11. Museen, Musikschulen, Kinos, Theatern, Opernhäusern, Konzerthäusern, 
Konzertveranstaltungsorten Musiktheatern, Clubs und Musikclubs und 
entsprechenden Einrichtungen für Publikum, 

12. Bibliotheken, mit Ausnahme der Medienausleihe sowie mit Ausnahme von 
Fachbibliotheken und Bibliotheken an den Hochschulen, der Sächsischen Landes- 
und Universitätsbibliothek und der Deutschen Nationalbibliothek, 

13. Angebote der Kinder- und Jugendhilfe ohne sozialpädagogische Betreuung, 
Einrichtungen und Angeboten der Kinder- und Jugenderholung,  

14. Zirkussen, 

15. Prostitutionsstätten, Prostitutionsveranstaltungen, Prostitutionsvermittlungen, 
Prostitutionsfahrzeugen, 

16. Busreisen und Übernachtungsangeboten für touristische Zwecke sowie Schulfahrten, 

17. Veranstaltungen, die der Unterhaltung dienen, 

18. Gastronomiebetrieben sowie Bars, Kneipen und ähnlichen Einrichtungen. 
Ausgenommen ist die Lieferung und Abholung von mitnahmefähigen Speisen und 
Getränken sowie der Betrieb von Kantinen und Mensen; 

19. Betriebe im Bereich der körpernahen Dienstleistung, mit Ausnahme medizinisch 
notwendiger Behandlungen und von Friseuren, 

20. alle sonstigen Institutionen und Einrichtungen, die der Freizeitgestaltung dienen. 

(2) Von dem Verbot nach Absatz 1 sind das Betreten und Arbeiten durch Betreiber und 
Beschäftigte nicht erfasst. 

 

§ 5 

Einrichtungen, Betriebe und Angebote mit Hygienekonzept und 
Kontaktdatenerhebung 



 

(1) Die nicht nach § 4 Absatz 1 verbotenen Einrichtungen, Betriebe und Angebote sind 

unter Einhaltung der Hygieneregelungen nach den Absätzen 2 bis 4 sowie der 

Kontaktdatenerhebung nach Absatz 6 zulässig. 

(2) In Groß- und Einzelhandelsgeschäften sowie Läden darf sich nicht mehr als ein Kunde 

pro zehn Quadratmeter Verkaufsfläche aufhalten. 

(3) Der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzstandard des Bundesministeriums für Arbeit und 

Soziales, die SARS-CoV-2 Arbeitsschutzregel sowie vorhandene branchenspezifische 

Konkretisierungen der Unfallversicherungsträger beziehungsweise der 

Aufsichtsbehörde und die einschlägigen Empfehlungen des Robert Koch-Institutes 

zum Infektionsschutz in ihrer jeweiligen Fassung oder Konzepte und Empfehlungen 

der Fachverbände sind zu berücksichtigen. Weitere Schutzvorschriften sind gemäß der 

Allgemeinverfügung des Staatsministeriums für Soziales und Gesellschaftlichen 

Zusammenhalt zur Anordnung von Hygieneauflagen zur Verhinderung der Verbreitung 

des Corona-Virus und der Allgemeinverfügung des Staatsministeriums für Soziales 

und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zur Regelung des Betriebs von Einrichtungen 

der Kindertagesbetreuung, von Schulen und Schulinternaten im Zusammenhang mit 

der Bekämpfung der SARS-CoV-2-Pandemie einzuhalten. 

(4) Auf der Grundlage der in Absatz 3 genannten Empfehlungen und Vorschriften ist ein 

eigenes schriftliches Hygienekonzept zu erstellen und umzusetzen. Dieses muss 

insbesondere die Abstandsregelung zu anderen Personen sowie weitere 

Hygienemaßnahmen beinhalten. Das Hygienekonzept benennt einen verantwortlichen 

Ansprechpartner vor Ort für die Einhaltung und Umsetzung des Hygienekonzepts, der 

geltenden Kontaktbeschränkungen und Abstandsregelungen sowie zum Tragen einer 

Mund-Nasenbedeckung. Die zuständige Behörde kann das Hygienekonzept und seine 

Einhaltung überprüfen. 

(5) Für in Aufnahmeeinrichtungen oder Gemeinschaftsunterkünften für Flüchtlinge 

untergebrachte oder tätige Personen treffen die Unterbringungsbehörden einrichtungs- 

und objektabhängige Regelungen in Abstimmung mit den zuständigen Behörden. 

(6) Personenbezogene Daten zur Nachverfolgung von Infektionen sind durch Veranstalter 

und Betreiber von Einrichtungen, Angeboten und Betrieben die nicht nach § 4 Absatz 

1 verboten sind, zu erheben; ausgenommen ist der Bereich von Groß- und 

Einzelhandelsgeschäften, Läden und Verkaufsständen sowie bei Lieferung und 

Abholung von mitnahmefähigen Speisen und Getränken. Zu diesem Zweck sind 

folgende personenbezogene Daten zu verarbeiten: Name, Telefonnummer oder E-

Mail-Adresse und Postleitzahl der Besucher sowie Zeitraum des Besuchs. Diese Daten 

sind, geschützt vor Einsichtnahme durch Dritte, zu erheben und für die Dauer eines 

Monats nach Ende des Besuchs für die zuständigen Behörden vorzuhalten. Auf 

Anforderung sind sie an diese zu übermitteln; eine Verarbeitung zu anderen Zwecken 

ist unzulässig, soweit sich aus bundesrechtlichen Vorschriften nichts anderes ergibt. 

Die Daten sind unverzüglich nach Ablauf der Frist zu löschen oder zu vernichten.  

(7) Wird eine digitale Erhebung von Kontaktdaten nach Absatz 6 vorgesehen, ist zusätzlich 

1. eine analoge Erhebung von Kontaktdaten der Besucherin oder des Besuchers und 

2. eine barrierefreie Datenerhebung 

zu ermöglichen. 

 

§ 6  

Saisonarbeitskräfte 

Wer Personen beschäftigt, die  



1. zum Zweck einer turnusgemäßen oder zu einer bestimmten Zeit innerhalb eines 
Jahres mindestens dreiwöchigen Arbeitsaufnahme vorübergehend aus dem Ausland 
in das Gebiet des Freistaates Sachsen einreisen (Saisonarbeitskräfte), 

2. in Gemeinschaftsunterkünften wohnen und  

3. in Betrieben arbeiten, in denen gleichzeitig mehr als zehn Beschäftigte einschließlich 
Leiharbeitskräften, Beschäftigten eines Werkunternehmens und sonstige Personen 
tätig sind, 

muss sicherstellen, dass diese bei Beginn der Beschäftigung über einen ärztlichen Befund in 
deutscher oder englischer Sprache verfügen, aus dem sich ergibt, dass eine 
molekularbiologische Testung keine Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Infektion mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 ergeben hat. Die Testung darf höchstens 48 Stunden vor der 
Anreise vorgenommen worden sein. Personen, welche nicht über den ärztlichen Befund nach 
Satz 1 verfügen, dürfen nicht beschäftigt werden. Der Betriebsinhaber, der Saisonarbeitskräfte 
beschäftigt, ist verpflichtet, die Arbeitsaufnahme der Saisonarbeitskräfte jeweils grundsätzlich 
14 Tage vor ihrem Beginn der zuständigen Behörde anzuzeigen. Eine spätere Anzeige ist nur 
ausreichend, wenn der Betriebsinhaber glaubhaft macht, dass eine frühere Anzeige aus 
zwingenden betrieblichen oder sonstigen Gründen nicht möglich war. Die Anzeige hat die 
Namen der Saisonarbeitskräfte, deren Unterbringungsort, Art und Zeitraum der Tätigkeit sowie 
die Kontaktdaten des Betriebsinhabers zu enthalten. Die Anzeigepflicht besteht auch, wenn 
die Saisonarbeitskräfte während ihres Aufenthalts in der Bundesrepublik Deutschland den 
Betrieb oder den Arbeitgeber wechseln. 

 

§ 7 

Besuchs- und Betretungsregelungen für Einrichtungen des Gesundheits- und 
Sozialwesens 

(1) Der Besuch folgender Einrichtungen ist unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 
zulässig: 

1. Alten- und Pflegeheime, 

2. Einrichtungen nach § 2 Absatz 1 des Sächsischen Betreuungs- und 
Wohnqualitätsgesetzes vom 12. Juli 2012 (SächsGVBl. S. 397), das zuletzt durch das 
Gesetz vom 6. Juni 2019 (SächsGVBl. S. 466) geändert worden ist, und ambulant 
betreuten Wohngemeinschaften sowie Wohngruppen mit Menschen mit Behinderungen 
nach § 2 Absatz 2 und 3 des Sächsischen Betreuungs- und Wohnqualitätsgesetzes, 
soweit für diese der Teil 2 des Sächsischen Betreuungs- und Wohnqualitätsgesetzes 
Anwendung findet, 

3. Krankenhäuser sowie Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, in denen eine den 
Krankenhäusern vergleichbare medizinische Versorgung erfolgt (Einrichtungen nach § 23 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 3 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. 
I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1385) 
geändert worden ist) und  

4. genehmigungspflichtige stationäre Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe gemäß 
§ 13 Absatz 3 Satz 1, § 19 Absatz 1 Satz 1, § 34 Satz 1, § 35, § 35a Absatz 2 Nummer 3 
und 4, § 42 Absatz 1 Satz 2 sowie § 42a Absatz 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
sowie Wohnstätten, in denen Leistungen der Eingliederungshilfe an Kinder und 
Jugendliche erbracht werden. 

(2) Die Einrichtungen nach Absatz 1 sind zur Aufrechterhaltung der 
Besuchsmöglichkeiten verpflichtet. Im Rahmen eines Hygieneplans nach § 36 Absatz 1 
Nummer 1 und 2 oder § 23 Absatz 5 des Infektionsschutzgesetzes oder eines 
eigenständigen Konzepts ist durch Regelungen zum Besuch und nach Bedarf zum 
Verlassen und Betreten der Einrichtungen durch die Bewohnerinnen und Bewohner 



sicherzustellen, dass die Regelungen nicht zu einer vollständigen sozialen Isolation der 
Betroffenen führen (einrichtungsbezogenes, bewohnerorientiertes Besuchskonzept). Die 
Regelungen haben insbesondere Bestimmungen zu einzuhaltenden Hygienemaßnahmen, 
zur Anzahl der Besucherinnen und Besucher, zur Nachverfolgbarkeit eventueller 
Infektionsketten und zur Sicherstellung der fortlaufenden praktischen Ausbildung in den 
Gesundheits- und Pflegefachberufen zu enthalten. § 5 Absatz 6 und 7 gilt entsprechend. 
Die Besuchs- und Betretungsregelungen sind an die aktuelle regionale Infektionslage 
anzupassen und müssen in einem angemessenen Verhältnis zwischen dem Schutz der 
versorgten Personen und deren Persönlichkeits- und Freiheitsrechten stehen.  

(3) Werkstätten für behinderte Menschen und Angebote anderer Leistungsanbieter 
nach § 60 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch vom 23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 
3234), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 14. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2789) 
geändert worden ist, müssen über ein Arbeitsschutz- und Hygienekonzept verfügen, das 
die in § 5 Absatz 3 und 4 genannten Empfehlungen und Vorschriften berücksichtigt. Bei 
Beschäftigten, die in Einrichtungen nach Absatz 1 Ziffer 2 wohnen, ist das Arbeitsschutz- 
und Hygienekonzept mit der jeweiligen Leitung der Wohneinrichtung der 
Werkstattbeschäftigten abzustimmen. Dabei sind Regelungen im Zusammenhang mit der 
Rückkehr in die Einrichtung, insbesondere zu Beförderung und Arbeitsorganisation zu 
treffen. Die Sätze 1 bis 3 gelten sinngemäß für andere tagesstrukturierende Angebote für 
Menschen mit Behinderungen, wobei an Stelle des Arbeitsschutz- und Hygienekonzepts 
das Hygienekonzept nach § 5 Absatz 4 tritt. 

(4) Richterliche Anhörungen dürfen in allen Einrichtungen nach Absatz 1 stattfinden. 
Das schließt das Anwesenheitsrecht von Verfahrensbeiständen, Verfahrenspflegerinnen 
und Verfahrenspflegern sowie sonstigen Verfahrensbeteiligten ein. 

(5) Erlaubt sind auch Vor-Ort-Kontakte durch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
Sozial- und Jugendamtes, Vormünder, Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, Notarinnen 
und Notare, Verfahrenspflegerinnen und Verfahrenspfleger und von rechtlichen 
Betreuerinnen und Betreuern sowie durch Sorgeberechtigte, soweit Angelegenheiten der 
Personensorge zu besorgen sind, und Eltern mit Besuchs- und Umgangsrecht. Daneben 
sind Besuche zu seelsorgerischen Zwecken zugelassen. Der Besuch ist mit der 
Einrichtungsleitung im Vorfeld abzustimmen; diese kann den Zutritt von Auflagen abhängig 
machen. Bei Verdachtsfällen ist entsprechend den Vorgaben des Robert Koch-Institutes 
der Zutritt grundsätzlich zu verweigern. 

(6) Erlaubt ist auch das Betreten durch Mitarbeiter von Aufsichtsbehörden, der 
Heimaufsicht sowie der Medizinischen Dienste der gesetzlichen und privaten 
Krankenversicherung sowie zur medizinischen und therapeutischen Versorgung. 

(7) Das Staatsministerium für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt kann 
durch Allgemeinverfügung weitere Regelungen und Hygienevorschriften erlassen. 
Ausnahmen können durch die zuständigen kommunalen Behörden im Einzelfall zugelassen 
werden, soweit dies infektionsschutzrechtlich notwendig oder vertretbar ist. 

 

§ 8 

Maßnahmen der zuständigen kommunalen Behörden  

(1) Die zuständigen kommunalen Behörden können abhängig von der aktuellen 
regionalen Infektionslage verschärfende Maßnahmen ergreifen, die der Eindämmung des 
Infektionsgeschehens dienen. Dazu gehört insbesondere die Anordnung der Pflicht zum  
Tragen einer Mund-Nasenbedeckung im öffentlichen Raum an Orten, an denen Menschen 
dichter oder länger zusammenkommen. Die Maßnahmen sind ortsüblich bekanntzugeben. 
Ergriffene Maßnahmen sind durch die zuständigen kommunalen Behörden hinsichtlich ihrer 
weiteren Aufrechterhaltung zu überprüfen. 



(2) Für den Fall eines konkreten räumlich begrenzten Anstiegs der Infektionszahlen 
(Hotspot) sind entsprechend begrenzte Maßnahmen zu treffen.  

 

§ 9 

Versammlungen 

(1) Das Versammlungsrecht im Sinne des Sächsischen Versammlungsgesetzes 
vom 25. Januar 2012 (SächsGVBl. S. 54), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 
11. Mai 2019 (SächsGVBl. S. 358) geändert worden ist, bleibt unberührt. 

(2) Bei Versammlungen im Sinne des Absatz 1 ist das Tragen einer Mund-
Nasenbedeckung verpflichtend für alle Versammlungsteilnehmer. Dies gilt auch für den 
Versammlungsleiter und Ordner. Unter freiem Himmel sind ausschließlich ortsfeste 
Versammlungen zulässig. § 2 Absatz 2 und § 3 Absatz 2 Satz 1, 3 und 4 gelten 
entsprechend. 

§ 10 
Vollstreckungshilfe, Ordnungswidrigkeiten 

(1) Die nach § 1 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung und des 
Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zur 
Regelung der Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz und für die 
Kostenerstattung für Impfungen und andere Maßnahmen der Prophylaxe zuständigen 
Behörden haben 

1. die Bestimmungen dieser Verordnung, 

2. die von der obersten Landesgesundheitsbehörde gemäß § 1 Absatz 1 Satz 3 der 
Verordnung der Sächsischen Staatsregierung und des Sächsischen 
Staatsministeriums für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zur 
Regelung der Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz und für die 
Kostenerstattung für Impfungen und andere Maßnahmen der Prophylaxe in 
Eilfällen wahrgenommenen Aufgaben und Befugnisse und 

3. die von der obersten Landesgesundheitsbehörde gemäß § 1 Absatz 2 der 
Verordnung der Sächsischen Staatsregierung und des Sächsischen 
Staatsministeriums für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zur 
Regelung der Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz und für die 
Kostenerstattung für Impfungen und andere Maßnahmen der Prophylaxe 
getroffenen Maßnahmen 

umzusetzen. Dabei ist der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu wahren. Sie können 
dabei die Ortspolizeibehörden um Vollstreckungshilfe ersuchen. Die Zuständigkeiten zum 
Vollzug der Arbeitsschutzvorschriften gemäß der Sächsischen 
Arbeitsschutzzuständigkeitsverordnung vom 6. Juli 2008 (SächsGVBl. S. 416), die zuletzt 
durch die Verordnung vom 8. Oktober 2019 (SächsGVBl. S. 706) geändert worden ist, 
bleiben unberührt. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Nummer 24 des Infektionsschutzgesetzes 
handelt, wer 

1. vorsätzlich 

a) entgegen § 2 Absatz 1 Satz 1 sich in der Öffentlichkeit mit mehr als zwei 
Hausständen bis insgesamt maximal zehn Personen aufhält, 

b) entgegen § 2 Absatz 1 Satz 2 an einer privaten Ansammlung, Zusammenkünften, 
Veranstaltungen sowie Feiern in eigener Häuslichkeit mit mehr als zwei 



Hausständen bis insgesamt maximal zehn Personen oder mit mehr als insgesamt 
maximal fünf Personen teilnimmt. 

c) entgegen § 2 Absatz 2 den Mindestabstand von 1,5 Metern nicht einhält, 

d) entgegen § 4 Absatz 1 Einrichtungen, Betriebe oder Veranstaltungen öffnet, 
betreibt, durchführt, besucht oder nutzt und keine Ausnahme nach Absatz 1 
Nummern 2, 4, 6, 8, 13, 19 oder 20 oder Absatz 2 oder 3 vorliegt,  

2. fahrlässig oder vorsätzlich 

a) entgegen § 3 Absatz 1 Nummer 1 bis 5 oder 7 oder § 9 Absatz 2 Satz 1 oder Satz 
2 keine Mund-Nasenbedeckung trägt und keine Ausnahme nach § 3 Absatz 1 
Nummer 3, Nummer 5 Buchstabe c oder d, Nummer 7 oder Absatz 2 oder § 9 
Absatz 2 Satz 3 vorliegt,  

b) entgegen § 5 Absatz 4 Satz 1 Einrichtungen, Betriebe und Angebote ohne 
Hygienekonzept öffnet, betreibt oder durchführt oder das Hygienekonzept nicht 
einhält,  

c) entgegen § 5 Absatz 4 Satz 3 keinen Ansprechpartner vor Ort festlegt, 

d) entgegen § 5 Absatz 4 Satz 3 die Kontaktbeschränkungen, Abstandsregelungen 
oder die Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasenbedeckung nicht durchsetzt, 

e) entgegen § 5 Absatz 6 personenbezogene Daten nicht erhebt und keine 
Ausnahme nach § 5 Absatz 6 Satz 1, Halbsatz 2 vorliegt, 

f) entgegen § 6 Satz 1 eine Person ohne einen Nachweis beschäftigt oder die 
Anzeige nach § 6 Satz 4 nicht oder nicht rechtzeitig vornimmt und keine Ausnahme 
nach § 6 Satz 5 vorliegt, 

g) entgegen § 7 Absatz 2 kein eigenständiges Konzept zum Besuch, Betreten und 
Verlassen der Einrichtung erstellt. 

§ 11 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am 2. November 2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Sächsische 
Corona-Schutz-Verordnung vom 21. Oktober 2020 (SächsGVBl. S. 546), außer Kraft.  

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 30. November 2020 außer Kraft. 

 

Dresden, den 30. Oktober 2020 

D i e  S t a a t s m i n i s t e r i n  f ü r  S o z i a l e s  
u n d  G e s e l l s c h a f t l i c h e n  Z u s a m m e n h a l t  

P e t r a  K ö p p i n g  

 


